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Inhalt: Geſetz, betreffend das Verfahren in Auseinanderſetzungsangelegenheiten, S. 59. — Verordnung, 
betreffend die Abänderung und Berichtigung der Verordnung, betreffend die Bildung der Amts, 
gerichtsbezirke, vom 5. Juli 1879 (Geſetz⸗ Samml. S. 393), S. 84. — Allerhöchſter Erlaß, 
betreffend Einſetzung Königlicher Behörden für die Verwaltung der durch das Geſetz vom 14. Februar 
d. J. (Geſetz-Samml. S. 20) auf den Staat übergehenden Rheiniſchen und Berlin» Potsdam- 
Magdeburger Eiſenbahn, S. 86. 


(Nr. 8694.) Geſetz, betreffend das Verfahren in Auseinanderſetzungsangelegenheiten. Vom 
18. Februar 1880. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 

r diejenigen Landestheile, in welchen die Verordnung vom 20. Juni 1817 
wegen Organiſation der Generalkommiſſionen und der Reviſionskollegien zur 
Regulirung der en und bäuerlichen Verhältniſſe ꝛc. (Geſetz Samml. 
S. 161) Geſetzeskraft hat, was folgt: 


a §. 1. 

Die Vorſchriften der Allgemeinen Gerichtsordnung nebſt den ſie ergänzenden 
prozeßrechtlichen Vorſchriften treten für das Verfahren in Auseinanderſetzungs⸗ 
angelegenheiten außer Kraft. so 

An Stelle derſelben treten die Vorſchriften der Deutſchen Civilprozeßordnung 
und des Einführungsgeſetzes vom 30. Januar 1877 mit den aus den $$. 2 bis 
95 des gegenwärtigen Geſetzes ſich er ebenden Einſchränkungen und Abweichungen. 

Die für das Verfahren in useinanderſetzungsangelegenheiten gegebenen 
beſonderen Vorſchriften bleiben in Kraft, ſoweit ſie nicht in dieſem Geſetze auf⸗ 
gehoben ſind. 9 2 


Bei Anwendung der im $. 1 bezeichneten Geſetze treten die aus der Ver- 
faſſung der Auseinanderſetzungsbehörden ſich es Abweichungen ein. 

Die Generalkommiſſionen und die die Stelle derſelben einnehmenden Re⸗ 
ierungen ſind die Prozeßgerichte erſter Inſtanz 5 verbleibt die Urtheils⸗ 
Füllung in erſter Inſtanz, wo die Gefchäfte der eneralkommiſſionen den Re⸗ 
Gef. Samml. 1880. (Nr. 8694.) 12 


Ausgegeben zu Berlin den 6, März 1880, 
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gierungen obliegen, den bei den letzteren beſtehenden Spruchkollegien für die land⸗ 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten. N 

Das Reviſionskollegium für Landeskulturſachen, welches künftig den Namen 

„Ober⸗Landeskulturgericht“ führt, iſt für die Berufung gegen Entſcheidungen der 

eneralkommiſſionen und der Spruchkollegien für die landwirthſchaftlichen Ange⸗ 
legenheiten, ſowie für das Rechtsmittel der Beſchwerde gegen Entſcheidungen der 
Generalkommiſſionen (Regierungen) zuſtändig. Demſelben kann auch die Ent⸗ 
ſcheidung auf Beſchwerden, für welche der Reſſortminiſter zuſtändig iſt, von dieſem 
in 1 Fällen übertragen werden. Das Ober⸗Landeskultur 5 entſcheidet 
in der Beſetzung von wenigſtens fünf Richtern mit Einſchluß des Vorſitzenden. 

Vorbehaltlich der in dieſem Geſetze hierüber getroffenen beſonderen Beſtim⸗ 
mungen tritt während der Inſtruktion erſter und zweiter Inſtanz an Stelle des 
Prozeßgerichts der Kommiſſar. Der Generalkommiſſion und der die Stelle der⸗ 
ſelben einnehmenden Regierung verbleibt die Befugniß, das Verfahren des 
ee zu leiten, die von demſelben erlaſſenen Verfügungen aufzuheben 
und andere vorzuſchreiben oder ſelbſt zu erlaſſen. 

Mit den aus dem vorhergehenden Abſatz ſich ergebenden Maßgaben finden 
die Vorſchriften der Deutſchen Civilprozeßordnung über den beauftragten Richter 
auf den Kommiſſar entſprechende Anwendung. 

Die Obliegenheiten des Gerichtsſchreibers werden, ſoweit an Stelle des 
Prozeßgerichts der Kommiſſar tritt, von dieſem, übrigens von der Auseinander⸗ 
ſetzungsbehörde und den ſeitens derſelben beauftragten Beamten wahrgenommen. 


$. 3. 


Sind für die bei einer Auseinanderſetzung betheiligten Grundſtücke mehrere 
Generalkommiſſionen (Regierungen) zuſtändig oder iſt es mit Rückſicht Ir die 
Grenzen der Geſchäftsbezirke ungewiß, welche Generalkommiſſion (Regierung) 
e ſei, ſo erfolgt die Beſtimmung der zuſtändigen Behörde durch den 
eſſortminiſter. 
5 $. 4. 


Die Mitglieder und Hülfsarbeiter der Generalkommiſſionen (Regierungen) 
werden durch die kommiſſariſche Bearbeitung einer Auseinanderſetzungsſache von 
der Ausübung des Richteramts in erſter Inſtanz nicht ausgeſchloſſen. 


$. 5. 


Die Vorſchriften der $$. 41 bis 48 der Deutſchen Civilprozeßordnung 
ae auf die Ausſchließung und Ablehnung eines Kommiſſars entſprechende 
nwendung. Jedoch können die Mitglieder und Hülfsarbeiter der General⸗ 
kommiſſionen (Regierungen) in Sachen, in welchen ſie in erſter Inſtanz bei der 
Erlaſſung der angefochtenen Entſcheidung mitgewirkt haben, zu Kommiſſarien für 
die zweite Inſtanz ernannt werden. 
Das die Ablehnung eines Kommiſſars betreffende Geſuch iſt bei. der zu⸗ 
Ben Generalkommiſſion (Regierung) anzubringen, welche darüber, u; wenn 


er Kommiſſar das Ablehnungsgeſuch für begründet hält, zu entſcheiden hat. 


„ 


Die Vorſchrift des . 3 des Ausführungsgeſetzes vom 24. März 1879 zur 
Deutſchen. Civilprozeßordnung (Geſetz-Samml. S. 281) findet auch auf das Ver⸗ 
ten in Auseinanderſetzungsſachen Anwendung. 


. 
Die Vorſchrift des $. 74 der Deutſchen Civilprozeßordnung findet für die 
erſte und zweite Inſtanz keine Anwendung. Die Vorschrift des F. 75 a. a. O. 
erleidet diejenigen Einſchränkungen, welche aus den Beſtimmungen der $$. 74 
bis 78 der Verordnung vom 20. Juni 1817 ſich ergeben. 
In zweiter Inſtanz können die Parteien ſich durch Anwälte vertreten laſſen. 


F. 8. 


Die Vorſchrift des §. 87 Abſatz 1 der Deutſchen E findet 
nur mit denjenigen Einſchränkungen Anwendung, welche aus dem F. 6 Abſatz 1 
des Koſtenregulativs vom 25. April 1836 (Geſetz-Samml. S. 181) ſich ergeben. 

Die Gebühren und Auslagen des Bevollmächtigten der obſiegenden Partei 
find nur in Prozeſſen zweiter und dritter Inſtanz zu erſtatten. 

Für die in den $$. 97 bis 100 der Deutſchen Civilprozeßordnung vor⸗ 
geſehenen Entſcheidungen iſt die Zuſtändigkeit des ler ausgeſchloſſen. 

Die nach EN der Deutſchen Civilprozeßordnung erforderliche Aufforderun 
zur Einreichung der Koſtenrechnung erfolgt durch die Generalkommiſſion Meeren 
nach Anbringung des Feſtſetzungsgeſuchs. 


8. 9. 
Die Verpflichtung eines als Kläger auftretenden Ausländers, dem Beklagten 
auf deſſen Verlangen wegen der Prozeßkoſten Sicherheit zu leiſten, tritt in erſter 
Inſtanz nur in den Fällen der Nichtigkeits⸗ und Reſtitutionsklage ein. 


$. 10. 


Für die nach $. 117 der Deutſchen ie ee zu treffenden Ent⸗ 
ſcheidungen über Bewilligung des Armenrechts, über die Entziehung deſſelben 
und über die Verpflichtung zur Nachzahlung der Beträge, von deren Berichtigung 
die zum Armenrechte zugelaſſene Partei oder der Gegner einſtweilen befreit war, 
iſt die Zuſtändigkeit des Kommiſſars ausgeſchloſſen. 


K. 11. 

Eine mündliche Verhandlung vor dem erkennenden Gerichte findet in erſter 
und zweiter Inſtanz nicht ſtatt. An Stelle derſelben tritt die durch den Kommiſſar 
zu führende Inſtruktion des Rechtsſtreits, auf welche x $. 315 der Deutfchen 
(Nr. 8694.) 
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Civilprozeßordnung entfprechende Anwendung findet und bei welcher übrigens die 
Vorſchriften des F. 104 der Verordnung vom 20. Juni 1817 und des $. 17 der 
Verordnung vom 30. Juni 1834 (Geſetz⸗Samml. ©. 96) zu befolgen ſind. 


$. 12. 


Die Vorſchriften der Deutſchen Civilprozeßordnung über die Pflicht der 
Parteien zur ne auf die vom Gegner behaupteten Thatſachen 8 129), 
über den Beweis der Beobachtung der vorgeſchriebenen Förmlichkeiten (F. 150), 
über die Geltendmachung und Zulaſſung von Angriffs- und Vertheidigungs⸗ 
mitteln, Beweismitteln und Beweiseinreden ($$. 251, 255, 256), über die Heilung 
der Verletzung einer das Verfahren betreffenden Vorſchrift (§. 267), über die dem 
Gericht bei der mündlichen Verhandlung zuſtehenden Befugniſſe und obliegenden 
Verpflichtungen ($$. 133 bis 144) finden auf die Verhandlung vor dem Kommiſſar 
e Anwendung. 

eben der Vorſchrift des $. 143 der Deutſchen ung bleibt 
die Beſtimmung des $. 81 der Verordnung vom 20. Juni 1817 in Kraft. 

Die Vorſchritten der $$. 252, 502 der Deutſchen Civilprozeßordnung bleiben 
außer Anwendung. 


$. 13. 


Entſcheidungen, für welche 1 der Deutſchen Civilprozeßordnung eine 
mündliche Verhandlung nicht erforderlich iſt, können im Auseinanderſetzungs⸗ 
verfahren ohne vorgängige Inſtruktion erlaſſen werden. 


$. 14. 


Für die Aufnahme des Inſtruktionsprotokolls gelten die in den nachfol: 
genden $$. 15 bis 19 gegebenen Vorſchriften. cf 


. 15. 


Die Sun ug eines Protokollführers bei der kommiſſariſchen Verhandlung 
iſt zuläſſig, zur Gültigkeit der Verhandlung aber nicht erforderlich. 


$. 16. 


Das Protokoll muß den Parteien und ſonſtigen Betheiligten vorgeleſen 
oder zur Durchſicht vorgelegt werden. Nach erfolgter Genehmigung iſt das Pro⸗ 
tokoll von ſämmtlichen Betheiligten, ſowie von dem Kommiſſar zu unterſchreiben. 


$. 17. 


Beantragt eine Partei eine Vervollſtändigung oder Berichtigung des Pro⸗ 
tokolls, ſo iſt das Erforderliche im Protokolle nachzutragen. Verweigert die 
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Partei die Genehmigung des Protokolls ohne ſolchen Antrag, fo wird ange 
nommen, daß die Partei nicht verhandelt hat. Der Hergang iſt im Protokolle 
zu bemerken. 

$. 18. 


Wenn eine Partei die Unterſchrift des von ihr genehmigten Protokolls 
Der ider ſo muß dieſelbe über ihre Weigerungsgründe vernommen werden. 
Der Kommiſſar muß die weigernde Partei bedeuten, daß das Protokoll, der 
e Unterſchrift ungeachtet, gegen ſie beweiſen und verbindliche Kraft 

en werde. 


1 

| „Die Befolgung diefer Vorſchriften, die Genehmigung des Protokolls und 
die Gründe für die e der Unterſchrift müſſen im Protokolle bemerkt 
werden. Daſſelbe bleibt in ſolchem Falle, der verweigerten Unterſchrift ungeachtet, 
beweiſend und verbindlich. 


$. 19. 


Die Vorſchriften der $$. 68 bis 73 des Anhangs zur Allgemeinen Gerichts 
ordnung, ſowie die Kabinetsorders vom 20. Juni 1816 (Geſetz⸗Samml. S. 203) 
[ws 72 8. Oktober 1837 (Geſetz⸗Samml. S. 154) — Anlage — bleiben 
raft. 


$. 20. 


0 Zuſtellungen erfolgen von Amtswegen, in der Zwangsvollſtreckungsinſtanz 
inſoweit, als für dieſelbe die Generalkommiſſton (Regierung) oder der Kommiſſar 
zuſtändig iſt. 

| $. 21. 

Zur Bewirkung von Zuftellungen können die Auseinanderſetzungsbehörden 
und die Kommiſſarien derſelben an Stelle der Gerichtsvollzieher auch vereideter 
Boten und anderer Beamten ſich bedienen. i 

In dieſem Falle unterbleibt die Uebergabe einer beglaubigten Abſchrift der 
Zu llungsurkunde. Dagegen iſt der Tag der Zuſtellung auf dem . 
riftſtück von dem zuftellenden Beamten mit Unterſchrift zu vermerken. 


—— 


1 
* 


§. 22. 


Iſt an mehrere Perſonen in einem Gemeindebezirke gupufiellen, fo kann dies 
durch Umlauf geſchehen. In dieſem Falle iſt das Schriftſtück denjenigen Perſonen, 
welchen es zuzuſtellen iſt, zur Kenntnißnahme vorzulegen oder vorzuleſen, und 
eine beglaubigte Abſchrift deſſelben bei einer in dem Schriftſtücke zu bezeichnenden 
Perſon niederzulegen. Die Niederlegung kann bei dem Gemein evorſteher oder 
bei einer der . erfolgen, an welche der Umlauf gerichtet iſt. 


. 23. 


Die Beſtimmungen des $. 21 dieſes Geſetzes und der $$. 165 bis 172 der 
Deutſchen Civilprozeßordnung finden auf die Zuſtellung durch Umlauf entſprechende 
nwendung. 
(Nr. 8694.) 
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Erfolgt die Zuſtellung durch Umlauf nicht an die Perſon ſelbſt, welcher 
ugeftellt werden ſoll, ſo iſt der Perſon, welcher all iſt, eine ſchriftliche 

1 über die nach $. 22 zu bewirkende Niederlegung des zuzuſtellenden Schrift⸗ 
ſtücks zu übergeben. 

m Falle des F. 167 der Deutſchen Civilprozeßordnung iſt die im $. 22 
dieſes Geſetzes vorgeſchriebene Niederlegung durch eine an der Thür der Wohnung 
zu befeſtigende ſchriftliche Anzeige und, ſoweit thunlich, durch mündliche Mit⸗ 
theilung an zwei andere, im Umlauf genannte Perſonen bekannt zu machen. 

Der Woehen iſt in der Zuſtellungsurkunde zu erwähnen. Im Falle ver⸗ 
weigerter Kenntnißnahme oder Annahme der Anzeige genügt die Erwähnung der 
Verweigerung. 


$. 24. 


Soll durch die Poſt zugeftellt werden, fo können die Auseinanderſetzungs⸗ 
behörde und der Kommiſſar unmittelbar die Poſt um Bewirkung der Zuſtellung 
erſuchen. In dieſem Falle finden die $$. 177 und 178 der Deutschen Civilprozeß⸗ 
ordnung mit der Maßgabe Anwendung, daß an Stelle des Gerichtsvollziehers 
die Auseinanderſetzungsbehörde oder der Kommiſſar tritt. Die Uebergabe des im 
§. 177 bezeichneten Briefumſchlags, welcher die zuzuſtellende Ausfertigung oder 
die beglaubigte Abſchrift des ai Schriftſtücks enthält, an die Poſt if 
von dem hierzu beſtellten Beamten der Auseinanderſetzungsbehörde oder des 
Kommiſſars zu bezeugen. 

§. 25. 


Die Vorſchrift des $. 160 der Deutſchen Civilprozeßordnung findet keine 
Anwendung. An Stelle derſelben tritt folgende Beſtimmung: 

Die Beſtellung eines Zuſtellungsbevollmächtigten kann von der 
Generalkommiſſion (Regierung) oder dem Kommitfer angeordnet wer⸗ 
den, wenn eine Partei weder im Deutſchen Reiche wohnt, noch einen 
im Deutſchen Reiche wohnhaften Sachbevollmächtigten beſtellt hat. 

Eine Anfechtung des Beſchluſſes der Generalkommiſſion (Regierung) 
findet nicht ſtatt. 5 N 

Der Zuſtellungsbevollmächtigte muß in der Provinz, in welcher 
die von der Auseinanderſetzung betroffenen Grundſtücke belegen find, 
wohnhaft ſein. 

§. 26. 


Der Zuſtellungsbevollmächtigte muß, ſofern nicht die ſchriftliche Benennung 
binnen einer beſtimmten Friſt angeordnet war, in der auf die Anordnung nächſt⸗ 
folgenden kommiſſariſchen Verhandlung genannt werden. . 

Mit dieſer und der aus F. 21 dieſes Geſetzes ſich ergebenden Maßgabe 
findet der $. 161 der Deutſchen Civilprozeßordnung entſprechende Anwendung. 


5 


Die Vorſchrift des §. 162 der Deutſchen Civilprozeßordnung findet, wenn 
die Partei ſelbſt geladen wird, keine Anwendung. 
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§. 28. 


Im Falle der öffentlichen Zuſtellung ($. 187 der Deutſchen Civilprozeß⸗ 
0 erfolgt die Anheftung an die Gerichtötafel der Generalkommiſſion Ge. 
gierung), der Abdruck der Ladung einmal im Reichsanzeiger und außerdem zwei⸗ 
mal im Amtsblatte derjenigen Regierung, in deren Bezirk die die Zuständigkeit 
er Generalkommiſſion (Regierung) begründenden Grundſtücke liegen. 


$. 29. 


Zu Terminen, welche zum kommiſſariſchen Protokolle anberaumt find, iſt 
eine Ladung derjenigen Perſonen, welchen die Anberaumung des Termins zum 
Protokolle eröffnet iſt, nicht erforderlich. 


$. 30. 


Die Vorſchriften des §. 1 des Ausführungsgeſetzes vom 24. März 1879 
Oeſes San S. 281) und des F. 2 des Geſetzes vom 31. März 1879 (Geſetz⸗ 
amml. S. 332) finden nicht mehr Anwendung. 


$. 31. 


Der Prozeßbetrieb einſchließlich der Beweisaufnahme und der Sicherung 
des Beweiſes liegt den zuſtändigen Behörden und Beamten von Amtswegen ob. 
Anträge und Vereinbarungen der Parteien haben eine Abweichung von dem vor⸗ 

eſchriebenen Verfahren nicht nothwendig zur Folge. Die Generalkommiſſion 
Regierung) kann aus in der Sache liegenden Gründen das Verfahren während 
einer von ihr zu beſtimmenden Friſt ruhen laſſen. 

Die $$. 202 Abſatz 1, 205 Abſatz 1, 228 der Deutſchen Civilprozeßordnung 
finden keine Anwendung. 


$. 32. 


Die geſetzlichen Folgen der Verſäumung einer Prozeßhandlung treten ſtets 
von felbft ein, ohne daß es eines auf Verwirklichung des Rechtsnachtheils gerich- 
teten Antrages bedarf. 


$. 33. 


Die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen Verſäumung einer Noth⸗ 
friſt en bei der Generalkommiſſion (Regierung) beantragt werden. 

Iſt die Einlegung der ſofortigen Beſchwerde verſäumt, ſo kann der Antrag 
ſowohl bei der Behörde, von welcher die angefochtene Entſcheidung erlaſſen iſt, 
als auch bei dem Beſchwerdegerichte erfolgen. 

Die Wiedereinſetzung wird durch Einreichung eines Schriftſatzes beantragt. 

Bei der Generalkommiſſion Regierung) und bei dem Kommiſſar kann der 
Antrag auch durch Erklärung zum Protokoll geftellt werden. 

Gr. 8694.) 
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$. 34. 


Steht die Entſcheidung über die nachgeholte e nicht der 
Generalkommiſſion (Regierung) zu, ſo hat dieſe nur zu prüfen, ob der Antrag 
auf m e an ſich ſtatthaft und in der vorgeſchriebenen Form und Friſt 
angebracht ſei. 

Mangelt es an einem dieſer Erforderniſſe, fo iſt der Antrag durch Beſchluß 
zurückzuweiſen. Gegen den zurückweiſenden Beſchluß findet ſofortige Beſchwerde 
an diejenige Behörde ſtatt, welche über die nachgeholte Prozeßhandlung zu ent⸗ 
ſcheiden hat. 8. 35 


Eine Unterbrechung des Verfahrens tritt in erſter und zweiter Inſtanz nur 
in den Fällen der SS. 217 bis 219, 222 der Deutſchen Civilprozeßordnung ein. 
Im Falle des $. 223 a. a. O. kann die Generalkommiſſion (Regierung) die Aus⸗ 
ſetzung des Verfahrens anordnen. 

Die Vorſchriften der Deutſchen Civilprozeßordnung über die Aufnahme des 
unterbrochenen oder ausgeſetzten Verfahrens bleiben für die erſte und zweite 
Inſtanz außer Anwendung. Die Generalkommiſſion (Regierung) und der Kom⸗ 
miſſar haben von Amtswegen für die Fortſetzung des Verfahrens zu ſorgen und 
nach Erledigung der entgegenſtehenden Hinderniſſe die der Sachlage entſprechenden 
1 an die ee zu erlaſſen. Mit Zuftellung dieſer Verfügungen 
hört die Unterbrechung oder Ausſetzung des Verfahrens auf. Die Partei, welcher 
eine ſolche Verfügung zugeſtellt iſt, kann ſich auf die Unterbrechung oder Aus⸗ 
ſetzung nicht mehr berufen. 

Iſt die Unterbrechung oder e des Verfahrens in dritter Inſtanz 
eingetreten oder erfolgt nicht die Aufnahme des Verfahrens nach den Vorſchriften 
der Deutſchen Civilprozeßordnung, fo hat das Revifionsgericht hiervon der General- 
kommiſſion (Regierung) Nachricht zu geben. Dieſelbe hat in dieſem Falle nach 
den vorſtehend für die erſte und zweite Inſtanz gegebenen Vorſchriften zu ver⸗ 
fahren und — ſobald das Verfahren fortgeſetzt werden kann — eine entſprechende 
Mittheilung an das Reviſionsgericht zu machen, welches die erforderlichen Ladungen 
uſtellen laßt Mit Zuſtellung der Ladungen hört die Unterbrechung oder Aus⸗ 
Faun des Verfahrens auf. Die Partei, welcher eine ſolche Ladung zugeſtellt 
iſt, kann ſich auf die Unterbrechung oder Ausſetzung nicht mehr berufen. 

Das Reviſionsgericht ift verpflichtet, bei Aufnahme des Verfahrens die 
Legitimation der Rechtsnachfolger oder geſetzlichen Vertreter von Amtswegen zu 
Ba und Bedenken, welche ſich ergeben und vor dem Reviſionsgericht nicht zu 

eſeitigen ſind, durch die Generalkommiſſion (Regierung) nach Maßgabe des vorher⸗ 
gehenden Abſatzes erledigen zu laſſen. N 

Durch die nach dem Schluſſe einer Inſtruktion eintretende Unterbr ung 
wird die Verkündung der auf Grund dieſer Inſtruktion zu erlaſſenden Entſcheidung 
nicht gehindert. 8 36 ö 


Auf das Verfahren vor dem Kommiſſar f die beſonderen Vorſchriften 
der Deutſchen Civilprozeßordnung über das Verfahren vor den Amtsgerichten 
entſprechende Anwendung. . 


1 


$. 37. 


Die Vorſchriften der Deutſchen Civilprozeßordnung über die Erhebung der 
Klage ( F. 230, 460) finden keine Anwendung. Sofern bei der Auseinander⸗ 
ſe ung Streitpunkte hervortreten, find dieſelben nach den im F. 11 dieſes Geſetzes 
allegirten Beſtimmungen zur Inſtruktion je ziehen. 
Wird eine befondere Klage angeftellt, fo erfolgt die Erhebung derſelben 
durch Einreichung an den Kommiſſar oder durch Erklärung zum kommiſſariſchen 
Protokolle. 
8. 28, 


Die es eines nicht durch beſondere Klage erhobenen Anſpruchs 
tritt mit dem Zeitpunkte ein, in welchem der Anſpruch in der Inſtruktionsver⸗ 
handlung geltend gemacht wird. 


$. 39. 


Diejenigen agent „welche durch die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts 
an die Mittheilung der Klage geknüpft werden, treten im Falle des zweiten Ab⸗ 
ſates des F. 37 dieſes Geſetzes erſt mit der Zuftellung der Klage ein. 
Der F. 190 der Deutſchen Civilprozeßordnung findet entſprechende Anwendung. 
$. 40. 


In erſter Inſtanz iſt eine Aenderung der Klage unbeſchränkt zuläſſig. 


$. 41. 
Die Zurücknahme einer Klage iſt nur dann ſtatthaft, wenn die Feſtſtellung 


des ſtreitigen Rechtsverhältniſſes entweder gleichzeitig anderweit erfolgt, oder zur 


vorſchriftsmäßigen Ausführung der Auseinanderſetzung nicht erforderlich ift. 


$. 42. 


Die Beweisaufnahme erfolgt durch den die Inſtruktion führenden Kommiſſar. 
Liegen hinſichtlich dieſes Kommiſſars Gründe vor, aus welchen die Beweisaufnahme 
nach den Vorſchriften der Deutſchen Civilprozeßordnung einem Mitgliede des 
Prozeßgerichts oder einem anderen Gerichte übertragen werden kann, ſo kann die 

eweisaufnahme einem anderen Kommiſſar oder einem Gerichte übertragen werden. 

Der Beweisaufnahme kann ein Beweisbeſchluß der erkennenden Behörde 
und die Anfertigung eines beſonderen Sach- und Streitſtandes nach Maßgabe 
des erſten Abſatzes des §. 315 der Deutſchen Civilprozeßordnung vorhergehen. 

Der Sach- und Streitſtand ſoll, wenn auf Grund deſſelben ein Beweis⸗ 
beſchluß ergehen ſoll, den Parteien zur Erklärung vorgelegt werden. 


6. 43. 
In Behm der Beweisaufnahme durch Zeugen und Sachverſtändige 


ſtehen die Befugniſſe eines beauftragten Richters nach nahe des $. 365 der 


Gef. Samml, 1880, (Nr. 8694.) 


nn . . . a an 


— 88 


Deutſchen Civilprozeßordnung dem Kommiſſar, die Befugniſſe des Prozeßgerichts 
nach ee der HF. 352 Abſatz 1, 371 a. a. O. der Galeralkonmifton (Re⸗ 
gierung) zu. 
In die Vernehmung beſtimmter Zeugen oder Sachverſtändigen durch das 
Berufungsgericht oder das Reviſionsgericht angeordnet, fo hat dieſes Gericht die 
bezeichneten Befugniſſe des Prozeßgerichts zu üben. N 


$. 44. 


Die 1 der Parteien über beſtimmte Perſonen als Sachverſtändige 
($. 369 Abſatz 4 der Deutſchen Civilprozeßordnung) iſt für die Ernennung der 
achverſtändigen durch das Gericht nicht maßgebend. 


$. 45. 


Die Entſchädigung der Sachverſtändigen für Zeitverſäumniß und Mühe 
waltung, ſowie die Erſtattung der ihnen verurſachten Koſten a a 
des §. 13 des Geſetzes vom 24. Juni 1875 (Geſetz⸗Samml. S. 395), deſſen 
erſter Abſatz auch auf Staatsbeamte Anwendung findet, welche nicht zu den im 
dritten en genannten Staatsbeamten gehören. 

Das Gleiche 975 für Schiedsrichter und Kreisverordnete. 

Der zweite Abſatz des §. 3 des Koſtenregulativs vom 25. April 1836 
(Geſetz⸗Samml. S. 181) wird aufgehoben. 


$. 46. 


Der Beweisbeſchluß, durch welchen die Leiſtung eines Eides angeordnet 
wird (F. 426 der Deutſchen Civilprozeßordnung), iſt von der erkennenden Be⸗ 
hörde zu erlaſſen. 


. 47. 


„Die Beweisverhandlungen find den Parteien vorzulegen und dieſe über 
das Ergebniß der Beweisaufnahme zu hören. 


$. 48. 


Zur Abfaſſung des Urtheils ſind die Akten an die Generalkommiſſion 
(Regierung) einzureichen. 


$. 49. 


Das Artheil erſter Inſtanz erfolgt auf Vortrag eines vom Vorſitzenden 
zu beſtellenden Berichterſtatters. a 5 
Der Vorſitzende kann einen zweiten Berichterſtatter beſtellen. 
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$. 50. 


Die Urtheile ſind von Amtswegen in Ausfertigung zuzuſtellen; die Prozeß⸗ 
dewollmächtigten erhalten 1 des Urtheils. Die Zustellung kann 125 
en Vorſchriften der $$. 22, 23 bewirkt werden. In dieſem Falle tritt die Aus⸗ 
fertigung an Stelle der im $. 22 erwähnten beglaubigten Abſchrift. 


$. 51. 


1 Aufſtellung eines Urtheilsverzeichniſſes zum Zwecke des Aushangs 


$. 52. 


Eine Berichtigung des Thatbeſtandes des Urtheils nach $. 291 der Deutſchen 
rozeßordnung findet nicht ſtatt. 

An Stelle der Vorſchriften über die Ergänzung des Urtheils im $. 292 
a. a. O. tritt nachſtehende Beſtimmung: 

Iſt ein von einer Partei geltend gemachter Haupt⸗ oder Nebenanſpruch, 
für welchen die Auseinanderſetzungsbehörde zuſtändig ift, oder der Koſten⸗ 
er bei der Endentſcheidung uz oder theilweiſe übergangen, ſo iſt 

ie erforderliche Ergänzung des Urtheils durch nachträgliche Entſcheidun 
von Amtswegen bannen Die e Entſcheidung it 
von derjenigen Spruchbehörde zu erlaſſen, welche das zu ergänzende 
Urtheil abgefaßt hat. Die Entſcheidung kann ohne vorgängige neue 
Inſtruktion ergehen. Im Uebrigen richtet ſich das Verfahren nach 
denſelben Vorſchriften, welche auf das dem Urtheil zu Grunde liegende 
Verfahren Anwendung finden. 


Civilp 


. 53. 


Erſcheint im Termine zur Inſtruktion eines Rechtsſtreits (§. 150 der Ver⸗ 
ordnung vom 20. Juni 1817) der Kläger nicht, ſo iſt, wenn die Inſtruktion 
weder nach den Erklärungen des Beklagten, noch von Amtswegen fortgeſetzt 
werden kann, das Verſäumnißurtheil dahin zu erlaſſen, daß der Kläger mit dem 
Anſpruche abzuweiſen ſei. a 

Iſt der Beklagte nicht erſchienen, fo finden die Beſtimmungen der $$. 296, 
300 der Deutſchen Civilprozeßordnung entſprechende Anwendung. 


$. 54. 


Gegen diejenige Partei, welche in einem Inſtruktionstermine erſchienen iſt, 
kann ein Verſäumnißurtheil nach §. 53 dieſes Geſetzes nicht mehr ergehen. 
Als nicht erſchienen iſt auch diejenige Partei anzuſehen, welche in dem 
Termine zwar erſcheint, aber nicht verhandelt. 
(Nr. 8694.) ia” 


“ * 
g . 


Eine e bei Fortſetzung der Inſtruktion hat zur Folge, daß 
jede ſtreitige Thatſache, bei deren Erörterung eine Verſäumung eintritt, gegen den 
Säumigen für ae: oder nicht angebracht erachtet wird. 
ieſe Folge kann durch Nachholung der verſäumten Prozeßhandlung bis 
zum Schluſſe der Inſtruktion aufgehoben werden. 
Bei dem Ausbleiben des Schwurpflichtigen in dem vor Schluß der Inſtruktion 
Ei Eidesleiſtung beſtimmten Termine findet die Vorſchrift des $. 430 der Deutſchen 
iwilprozeßordnung keine Anwendung. 


$. 55. 


Eines Antrages auf Erlaſſung des Verſäumnißurtheils bedarf es nicht. 
Wird dieſer Antrag geſtellt und durch Beſchluß der Generalkommiſſion 
5 . zurückgewieſen, fo findet die Vorſchrift des §. 301 der Deu chen 
iwilprozeßordnung mit der Maßgabe Anwendung, daß im Falle der Aufhebung 
des Beſchluſſes das Verſäumnißurtheil ohne Inſtruktion zu erlaſſen iſt. 


$. 56. 


Die Einlegung des Einſpruchs erfolgt durch Einreichung des Schriftſatzes 


oder Erklärung zum Protokolle bei der Generalkommiſſion (Regierung). 

War das Verſäumnißurtheil nicht in erſter Inſtanz erlaſſen, ſo ſind die 
Akten mit dem Einſpruch derjenigen Spruchbehörde zu überſenden, welche das 
ee erlaſſen hat. . 

Iſt der Einſpruch an ſich nicht ſtatthaft, oder nicht in der geſetzlichen Form 
und Friſt eingelegt, ſo iſt derſelbe ohne vorgängige Inſtruktion is unzuläffig zu 
verwerfen. Gegen den die Verwerfung ausſprechenden Beſchluß findet die N 
fortige Befchwerde ftatt. 

Der F. 310 der Deutfchen Rt findet auf den nach Zu- 
laſſung des Einſpruchs anberaumten Inſtruktionstermin entſprechende Anwendung. 


3 


$. 57. 


Die Vorſchriften der $$. 145 bis 149, 151 bis 153 der Verordnung vom 
20. Juni 1817 über das außerhalb der Inſtruktion eines Rechtsſtreits im Laufe 
der Regulirung ſtattfindende Kontumazialverfahren bleiben mit der Maßgabe be⸗ 
ſtehen, daß das eintretenden Falls zu erlaſſende Urtheil als Verfäumnigurtbei gilt. 

Gegen dieſes Berſzunmitßurtheil iſt die Berufung zuläſſig. 

Vermag die Partei, gegen welche ein ſolches Verſäumnißurtheil erlaſſen iſt, 
laubhaft zu machen, daß fe durch Naturereigniffe oder andere unabwendbare 
Aura e verhindert worden, den Termin perſönlich oder auch nur durch einen 
Bevollmächtigten abzuwarten, ſo findet der Einſpruch ſtatt. 

Die Generalkommiſſion (Regierung) hat von Amtswegen zu prüfen, ob 
Dee en an ſich ſtatthaft und in der geſetzlichen Form und Friſt ein⸗ 
gelegt ſei. i 


PER), ae 


Mangelt es an einem dieſer Erforderniſſe, fo ift der Einſpruch als uns 
als zu verwerfen. Die Entſcheidung kann ohne vorgängige Inſtruktion er⸗ 
Ken, a. den die Verwerfung ausſprechenden Beſchluß findet ſofortige Be⸗ 

erde ſtatt. 
Iſt der Einſpruch zuläffig, fo wird die Auseinanderſetzung rückſichtlich der 
artei, welche den Enppuchſehngleg hat, in die Lage zurückverſetzt, in welcher 
ſich vor Eintritt der Verſäumniß befand. 
Die Vorſchrift des §. 194 der Verordnung vom 20. Juni 1817 findet 
entſprechende Anwendung. 


$. 58. 

Die Einlegung der Berufung erfolgt durch Einreichung eines Schriftſatzes 
oder durch Erlarung zum rofofelie iR Kr ee BR, 

Der Schriftſatz oder das Protokoll muß enthalten: 

1) die Bezeichnung des Urtheils, gegen welches die Berufung gerichtet wird, 

2) die Erklärung der Unzufriedenheit mit dem bezeichneten Urtheile. 

Mit der Einlegung kann eine Rechtfertigung der Berufung unter ent⸗ 
ſprechender Anwendung des F. 480 Abſatz 2 der Deutſchen Civilprozeßordnung 
verbunden werden. 

$. 59. 


Die Zurücknahme der Berufung ift nach Beginn der Beantwortung der 
Berufung im Inſtruktionstermine nicht mehr zuläſſig, wenn der Berufungs⸗ 
beklagte widerſpricht. 

Die Zurücknahme erfolgt, wenn ſie nicht im Inſtruktionstermine erklärt 
wird, wie die Einlegung. 
$. 60. 


Die Generalkommiſſion (Regierung) hat von Amtswegen zu prüfen, ob die 
Berufung an ſich ſtatthaft und in der geſetzlichen Form und Friſt eingelegt ſei. 
„Mangelt es an einem dieſer Erforderniſſe, fo iſt die Berufung ohne vor⸗ 
gängige Snttruftion als unzuläſſig durch Beſchluß zurückzuweiſen. 
Gegen den rn wee Beſchluß findet ſofortige Beſchwerde ſtatt. 


$. 61. 


Wird die Berufung für zuläffig erachtet, fo ordnet die Generalkommiſſion 
(Regierung) die Inſtruktion des Rechtsmittels an. 

Die Inſtruktion und das weitere Verfahren in der Berufungsinſtanz richten 

fi) nach den für die erſte Inſtanz geltenden Vorſchriften, ſoweit nicht Abweichungen 
aus den nachfolgenden Beſtimmungen ſich ergeben. 


$. 62. 


Die Vorſchriften der F. 487, 489 bis 495, 499 der Deutſchen Civilprozeß⸗ 
ordnung finden auf das Inſtruktionsverfahren in der Berufungsinſtanz ent⸗ 
Ar. 8694.) 


Due 


ſprechende Anwendung mit denjenigen Maßgaben, welche aus den Beſtimmungen 
des F. 189 der Verordnung vom 20. Juni 1817 und der $$. 15, 16 der Ver⸗ 
ordnung vom 22. November 1844 ſich ergeben. 


§. 63. 
Das Berufungsgericht kann auf Grund der Vereinbarung der Parteien 
auch über ſolche Streitpunkte entſcheiden, über welche in —— Inſtanz nicht 
erkannt iſt. Das Gleiche gilt rückſichtlich der Entſcheidung über die Rechte der 


von Amtswegen zuzuziehenden Perſonen, welche in der erſten Inſtanz nicht zw 


gezogen worden ſind. 
$. 64. ’ 
Von dem Schluſſe der Inſtruktion in der Berufungsinſtanz hat der 
e die Parteien in Kenntniß zu ſetzen. Die Parteien find berechtigt, 
binnen der Friſt eines Monats, welche vom Empfange dieſer Bekanntmachung 
läuft, eine ſchriftliche Rechtsausführung an den Kommiſſar einzureichen. Die 
Bekanntmachung kann auch zum Protokolle erfolgen. g 


$. 65. 
Ein Verſäumnißurtheil iſt in der Berufungsinſtanz nur im Falle des 


50 430 der Deutſchen Civilprozeßordnung zu erlaſſen. Eines Antrages hierauf 


edarf es nicht. 
$. 66. 


Nach Erledigung der Se. hat das Berufungsgericht die Akten mit 


der für die Zuſtellung erforderlichen Zahl von Ausfertigungen und Abſchriften 
des Urtheils an die useinanderſetzungsbehörde zurückzuſenden. 

Die Mittheilung der Abſchriften des Urtheils an die Prozeßbevollmächtigten 
kann durch das Berufungsgericht unmittelbar erfolgen. 


$. 67. 

Die Reviſion findet mit den in den $$. 508 bis 510, 529 der Deutſchen 
Civilprozeßordnung und in dieſem Geſetze beſtimmten Einſchränkungen gegen die 
in der Berufungsinſtanz erlaſſenen Endurtheile ſtatt. Sie iſt nur in Be iehung 
auf Streitigkeiten über ſolche Rechtsverhältniſſe zuläſſig, welche außerhalb eines 
Auseinanderſetzungsverfahrens Gegenſtand eines techtsſtreits hätten werden können 
und dann zum ordentlichen Rechtswege gehört hätten. 


$. 68. 
Die Reviſion kann darauf geftügt werden, daß die Entſcheidung auf der 


5 8 eines Geſetzes beruht, wenn auch deſſen Geltungsbereich ſich über den 


Bezirk eines Oberlandesgerichts nicht hinaus erſtreckt. 


ee 


$. 69. 
Die Vorſchriften des §. 513 Nr. 2, 3 der Deutſchen Civilprozeßordnung 
über die Wirkung der Ausſchließung und Ablehnung eines Richters finden ent- 
ſprechende Anwendung im Falle der Ausſchließung und Ablehnung des Kom— 
miſſars, welcher die Inſtruktion geführt hat. 


$. 70. 
Die Einlegung der Reviſion erfolgt durch Einreichung eines Schriftſatzes 
bei der Generalkommiſſion (Regierung). 
Der Schriftſatz muß enthalten: 
1) die Bezeichnung des Urtheils, gegen welches die Reviſion gerichtet wird, 
2) die Erklärung, daß gegen dieſes Urtheil die Reviſion eingelegt werde. 
Die Vorſchriften des $. 516 der Deutſchen Civilprozeßordnung finden auf 
die Reviſionsſchrift entſprechende Anwendung. Der Schriftſatz muß von einem 
Rechtsanwalt unterſchrieben fein. 
SE 


Die Generalkommiſſion (Regierung) hat von Amtswegen zu prüfen, ob 
die Reviſion an ſich ſtatthaft und in der geſetzlichen Form und Friſt eingelegt fei. 
Mangelt es an einem dieſer Erforderniſſe, jo iſt die Reviſion ohne vor⸗ 
gängige Inſtruktion als unzuläſſig durch Beſchluß zurückzuweiſen. 
Gegen den kitüdwernden Beſchluß findet ſofortige Beſchwerde an das 
Reviſionsgericht ftatt. 
$. 72. 


Wird die Reviſion von der Generalkommiſſion (Regierung) für zuläſſig 
erachtet, ſo iſt die Reviſionsſchrift mit den Akten dem Reviſionsgericht zu über⸗ 
enden. Die Parteien ſind hiervon zu benachrichtigen. 


8. 73. 


Das Reviſionsgericht beſtimmt nach Eingang der Reviſionsſchrift und Akten 
den Termin zur mündlichen 5 und erläßt die erforderlichen Ladungen 
unter Zuſtellung der Reviſionsſchrift an den Reviſionsbeklagten. 5 


$. 74. 


Das weitere Verfahren in der Reviſionsinſtanz richtet ſich nach den Vor⸗ 
ſchriften der Civilprozeßordnung mit der Maßgabe, daß das Verſäumnißurtheil 
auch ohne Antrag zu erlaſſen iſt. 

$. 75. 
10 1 90 Erledigung der Reviſion findet auf dieſelbe der §. 66 dieſes Geſetzes 
entſprechende Anwendung. | 
Ar. 8694.) 


a 


$. 76. 


Gegen Entſcheidungen des Ober-Landeskulturgerichts findet das Rechtsmittel 
der Beſchwerde ($$. 530 ff. der Deutſchen Civilprozeßordnung) nur in Beziehung 
auf ſolche Streitſachen ſtatt, bezüglich welcher die Reviſion zuläſſig iſt. 


$. 77. 


Gegen ein nach $. 36 der Verordnung vom 30. Juni 1834 von dem 
Kommiſſar oder der bee (Regierung) jegejegtes Interimiſtikum 
findet ſofortige Beſchwerde ſtatt. eber diele entſcheidet, wenn das Inter⸗ 
imiſtikum von dem Kommiſſar fete iſt, die Generalkommiſſion Megierung) 

Gegen die Entſcheidung in der Beſchwerdeinſtanz findet eine weitere Ber 
ſchwerde nicht ſtatt. 


$. 78. 


Die Einlegung der Beſchwerde ($. 532 Abſatz 2 der Deutſchen Civilprozeß · 
ordnung) kann in allen Fällen durch Erklärung zum Protokolle bei der General⸗ 
Konsmiffih (Regierung) erfolgen. 


$. 79. 


Der $. 539 der Deutſchen Civilprozeßordnung findet — unbeſchadet der 
Vorſchrift des §. 77 dieſes Geſetzes — auf die Entſcheidungen des Kommiſſars 


mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß gegen eine cheidung des 
Kommiſſars die Entſcheidung der Generalkommiſſion (Regierung) nachzuſuchen iſt. 
F. 80. 


Die Nothfriſt zur Einlegung der ſofortigen Beſchwerde beginnt mit Zu⸗ 
rote De Entſcheidung oder mit Eröffnung derſelben zum fommiffarifche 
rotokolle. 


$. 81. 


Die Vorſchriften des §. 542 Nr. 2, 3 der Deutſchen Civilprozeßordnung 
über die Wirkung der Ausſchließung und Ablehnung eines Richters finden ent⸗ 
ſprechende Anwendung im Falle der Ausſchließung und Ablehnung des Kom⸗ 
miſſars, welcher die Inſtruktion geführt hat. 


$. 82. 


Die Erhebung der A eg und der Reſtitutionsklage gefolgt 5 
Einreichung eines Schriftſatzes oder Erklärung zum Protokolle bei der General⸗ 
kommiſſion (Regierung). 

In der Klage muß die Bezeichnung des Urtheils, gegen welches die Nich⸗ 
tigkeits⸗ oder Reſtitutionsklage gerichtet wird, und die Erklärung, welche dieſer 
Klagen erhoben werde, enthalten ſein. N 


a, 


Die Vorſchriften des $. 551 der Deutſchen Civilprozeßordnung finden ent- 
ee fü r die Kl d das Reviſi cht d 
ür die Klage das Berufungsgericht oder das Reviſionsgericht zuſtändig 
fo duden auf dieelbe die $$. 60 bis 06 und die h. 71 bis 75 Dies Geſetzes 
Anwendung. 


$. 83. 


„Der Urkunden: und Wechſelprozeß und das Mahnverfahren finden 
nicht ſtatt. 


$. 84. 


Zeugniſſe über die Rechtskraft der im Auseinanderſetzungsverfahren ergan⸗ 
en rtheile, ſowie die vollſtreckbare Ausfertigung eines ſolchen Urtheils, eines 
luseinanderſetzungsrezeſſes und anderer im Auseinanderſetzungsverfahren errich- 
teten Urkunden, aus welchen die Zwangsvollſtreckung ſtattfindet, find ausſchließlich 
von der Generalkommiſſion (Regierung) zu ertheilen. 

Dieſelbe ift auch für die im letzten Abſatze des $. 705 der Deutſchen Civil⸗ 
prozeßordnung bezeichneten Klagen zuſtändig. 

Wenn auf Ausführung des Gegenſtandes einer Auseinanderſetzung erkannt 
wird, ſo finden die 0 650 bis 657 der Deutſchen Civilprozeßordnung keine 
Anwendung. Für dieſen Fall verbleibt es bei der Vorſchrift des $. 6 der Ver⸗ 
ordnung vom 22. November 1844. 


§. 85. | | 


j Die Vollſtreckungsklauſel ift von dem Vorſitzenden der Generalkommiſſion 
Regierung) zu unterſchreiben und mit dem Siegel der letzteren zu verfehen. 


N $. 86. 


| Die Beitreibung einer Geldforderung, deren Einziehung zur Ausführung 
einer Auseinanderſetzung oder zur Ausgleichung unter den bei der Auseinander⸗ 
ſetzung Betheiligten erſtrberlich iſt, erfolgt durch die Generalkommiſſion (Re⸗ 
gierung) im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens. 


$. 87. 


Bezweckt die Zwangsvollſtreckung die Herausgabe von Sachen, fo erfolgt 
dieſelbe auf Grund eines Vollſtreckungsauftrags und unter Leitung der General- 
kommiſſion (Regierung). i 

Der Vollſtreckungsauftrag kann einem Gerichtsvollzieher oder anderen Be- 
amten ertheilt werden. 

Die Vorſchriften über die Zwangsvollſtreckung durch den Gerichtsvollzieher 
finden auch im letzteren Falle entſprechende Anwendung. 

Die Generalkommiſſion (Regierung) iſt berechtigt, an Stelle der Ertheilung 
eines Vollſtreckungsauftrags dem Gläubiger eine vollſtreckbare Ausfertigung zu 
ertheilen. 
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Hängt in den Fällen der $$. 86, 87 dieſes Geſetzes die Vollſtreckung eines 
Urtheils feinem Inhalte nach von dem durch den Gläubiger zu beweiſenden Ein; 
tritte einer Thatſache ab, oder handelt es ſich um die Vollſtreckung eines Urtheils 
für die Rechtsnachfolger des in demſelben bezeichneten Gläubigers oder gegen die 
Rechtsnachfolger des in demſelben bezeichneten Schuldners, fo vertritt die in den 
Vollſtreckungsauftrag aufzunehmende Erwähnung, daß die in den SS. 664, 665 
der Deutſchen Civilprozeßordnung beſtimmten Vorausſetzungen nachgewieſen ſeien / 
die nach den Vorſchriften der Deutſchen Civilprozeßordnung zu ertheilende Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel. 

F. 89. 


Als ee ae ſind die in der Deutſchen Civilprozeßordnung 
bezeichneten ordentlichen Gerichte zuständig. 

Iſt jedoch eine von der Generalkommiſſion (Regierung) aufgetragene Zwangs⸗ 
vollſtreckung zur Herausgabe von Sachen ($. 87) oder eine Zwangsvollſtreckung 
zur Erwirkung von Handlungen oder Unterlaſſungen auszuführen, ſo tritt für 
die in den $$. 678, 681, 685, 693, 698, 699, 771 der Deutſchen Cvilprozeß⸗ 
ordnung erwähnten Anordnungen und Entſcheidungen an Stelle des ordentlichen 
Vollſtreckungsgerichts die Generalkommiſſion (Regierung). Dieſe Behörde kann 
auch im Falle des $. 777 der Deutſchen 1 zur Beſeitigung 
des Widerſtandes des Schuldners zuläſſigen Maßregeln von Amtswegen anordnen 
und durch einen Gerichtsvollzieher oder anderen Beamten ausführen laſſen. 

Für Ertheilung der im F. 681 a. a. O. erwähnten Erlaubniß iſt auch das 
Amtsgericht, in deſſen Bezirke die Vollſtreckungshandlung vorgenommen werden 
ſoll, zuſtändig. 

F. 90. 


Einwendungen gegen die Zwangsvollſtreckung, welche den durch das Urtheil 
feſtgeſtellten Anſpruch ſelbſt betreffen, find nur inſoweit zuläſſig, als die Gründe, 
auf denen ſie beruhen, erſt nach geſchloſſener Inſtruktion der Sache entſtanden 
find und durch Einſpruch nicht mehr geltend gemacht werden können. 


$. 91. 


Außer in den Fällen des F. 691 der Deutſchen Civilprozeßordnung iſt die 
Zwangsvollſtreckung einzuſtellen oder zu beſchränken, wenn und ſoweit ein von 
der Generalkommiſſion (Regierung) ertheilter Vollſtreckungsauftrag zurückgenommen 
oder beſchränkt wird. 

Die auf Grund eines ſolchen Auftrags bereits erfolgten Vollſtreckungs⸗ 
maßregeln bleiben beſtehen, wenn nicht die Aufhebung von der Generalkommiſſion 
(Regierung) angeordnet wird. 

$. 92. 


Befindet ſich eine Sache, deren Herausgabe zur Ausführung des Gegen⸗ 
ſtandes einer Auseinanderſetzung erforderlich iſt, im Gewahrſam eines Dritten, 


| SE 
N. 
0 her die Auseinanderſetzung gegen ſich gelten laſſen muß, ſo kann die Zwangs⸗ 
f Gun zur Erwirkun er Sermsgnte egen den Dritten erfolgen, ohne 
8 läubi Nuſp 


aß dem ger der ruch des Schuldners auf Herausgabe der Sache 
gemäß des $. 772 der Deutſchen Civilprozeßordnung überwieſen wird. 


$. 93. 


Die Zuſtändigkeit der Auseinanderſetzungsbehörde für das Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungsverfahren und die aus demſelben ſich ergebenden Rechtsſtreitigkeiten bleibt 
auch nach beendigter Auseinanderſetzung beſtehen. 5 
: Der letzte Satz des $. 205 der Verordnung vom 20. Juni 1817 wird 
aufgehoben. 


$. 9. 


Der Widerſpruch gegen den Beſchluß, durch welchen ein Arreſt angeordnet 

wird, iſt bei derjenigen Behörde, welche den Arreſt angeordnet RA zu erheben. 

Wird Widerſpruch erhoben, ſo iſt über die Rechtmäßigkeit des Arreſtes nach 

den allgemeinen Vorſchriften zu inſtruiren. 5 

m Falle des $. 806 der Deutſchen Civilprozeßordnung tritt an Stelle der 

ede zur Erhebung der Klage die Einleitung der Inſtruktion wegen der 
Hauptſache. 

Der $. 821 der Deutſchen Civilprozeßordnung findet mit der Maßgabe An⸗ 
wendung, daß, auch wenn die Hauptſache in der Berufungsinftan anhängig iſt, 
während der Inſtruktion dieſer Inſtanz die Generalkommiſſion (Regierung) als 
Gericht der Hauptſache anzuſehen iſt. 


$. 95. 


Das ſchiedsrichterliche Verfahren nach den Vorſchriften der Deutſchen Civil— 
prozeßordnung findet nicht ſtatt. 

Die für das Verfahren in Auseinanderſetzungsſachen beſtehenden beſonderen 
Vorſchriften über das ſchiedsrichterliche Verfahren bleiben mit der Einſchränkun 
in Kraft, daß bei der Ablöſung von Servituten und bei der Theilung un 
Zuſammenlegung von Grundſtücken die Würdigung von baulichen Anttalten, 
Forſten und Torflagern nur mit Einverſtändniß aller Betheiligten durch ſchieds⸗ 
richterliches Verfahren ſtattfinden darf. ' 

Bei der zur Zeit des Inkrafttretens dieſes er von der zuftändigen 
Behörde über die Einleitung eines ſchiedsrichterlichen Verfahrens bereits getroffenen 
Beſtimmung behält es ſein Bewenden. 


$. 96. 


Betreffs des Anſatzes und der Erhebung der Prozeßkoſten erſter und zweiter 
Inſtanz verbleibt es bei den Vorſchriften des Geſetzes vom 24. Juni 1875 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 395). 8 
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Die Entſcheidung über Erinnerungen des Zahlungspflichtigen oder der 
Staatskaſſe gegen den Anſatz von Weiterungs⸗ und Prozeßkoſten erſter und 
zweiter Inſtanz erfolgt durch die Generalkommiſſion (Regierung) gebührenfrei. 
Die Entſcheidung kann von der Generalkommiſſion (Regierung) und von dem 
Ober⸗Landeskulturgericht von Amtswegen geändert werden. Gegen die Entſchei⸗ 
dung der Generalkommiſſion (Regierung) findet die Beſchwerde nach Maßgabe 
dieſes Geſetzes ſtatt. Eine weitere Beſchwerde iſt unzuläſſig. 

Soweit es gemäß des $. 4 des Geſetzes vom 24. Juni 1875 zur Feſt⸗ 
ſtellung der für das Prozeßverfahren erſter und zweiter Inſtanz zu zahlenden 
Pauſchſätze auf die Ermittelung des Werths des Streitgegenſtandes ankommt, 
finden neben den §§. 9, 11 bis 13 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes ($. 43 des 
i vom 10. März 1879) die nachfolgenden $$. 98, 100 An- 
wendung. 


$. 97. 


Wird die Reviſion durch zurückweiſenden Beſchluß der Generalkommiſſion 
(Re fue d erledigt, ſo iſt für die Reviſionsinſtanz ein Pauſchquantum nach 
Maßgabe er wirklich entſtandenen Koſten zu erheben. 

Daſſelbe gilt, wenn die Reviſion durch Vergleich oder Entſagung erledigt 
wird, bevor die Akten dem Reviſionsgericht überſendet ſind. 


$. 98. 


Bei entſtehenden Streitigkeiten ($. 4 Nr. 5 des Geſetzes vom 24. Juni 1875) 
iſt der Werth des Streitgegenſtandes, ſofern derſelbe nicht in einer beſtimmten 
Geldſumme beſteht oder ſonſt aus den Akten erhellt, während der Inſtruktion 
des Rechtsſtreits zu ermitteln. 

Der Werth des Streitgegenſtandes und auf Erfordern auch eines Theils 
deſſelben iſt von demjenigen 1 1 welcher ein ſtreitiges Theilnehmungsrecht 
behauptet oder nach allgemeinen Grundſätzen des Klägers Stelle zu übernehmen 
hat, dem Auseinanderiehungeplane oder Auseinanderſetzun Steele widerspricht 
oder die Berufung einlegt. Die Angabe kann jederzeit berichtigt werden. 


$. 99. 


Die zum Zwecke der Entſcheidung über die Zuläſſigkeit der Reviſion erfolgte 
Feſtſetzung des Werthes des Streitgegenſtandes iſt für die Berechnung der Ge. 
bühren maßgebend. 


$. 100. 


Soweit nach der Natur des Streitgegenſtandes oder durch den Antrag 
einer Partei die Feſtſetzung des Werths erforderlich wird, erfolgt dieſelbe gebühren⸗ 
frei durch Beſchluß der Generalkommiſſion (Regierung). Die Feſtſetzung kann 
von der Generalkommiſſion (Regierung) und von dem Ober-Landeskulturgericht 
von Amtswegen geändert werden. i 
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Gegen den Beſchluß der Generalkommiſſion (Regierung) findet die Beſchwerde 
nach Maßgabe dieſes Geſetzes ſtatt. Eine weitere Beſchwerde iſt unzuläſſig. 


Die Vorſchrift des §. 17 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes findet ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 


$. 101. 


Die Aufrechthaltung der Ordnung in den kommiſſariſchen Terminen erfolgt 
nach den in den $$. 178 bis 181, 184 des Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
vom 27. Januar 1877 gegebenen Vorſchriften. 

An Stelle des Gerichts und des Vorſitzenden des Gerichts tritt im Falle 
des $. 178 der Kommiſſar, übrigens die Generalkommiſſion (Regierung). 

Für die Entſcheidung ir die Beſchwerde über eine nach $$. 179, 180 
feftgefeßte Ordnungsſtrafe ift das Ober⸗Landeskulturgericht zuſtändig. Eine weitere 
Beschwerde iſt unzuläſſig. 


$. 102. 


In Anſehung der Geſchäftsſprache und der Zuziehung eines Dolmetſchers, 
ſowie der i Ausſchließung und Ablehnung deſſelben finden die Vor⸗ 
ſchriften der $$. 186, 187, 190 bis 193 des Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß der Dienſt des Dolmetſchers 
von einem vereideten Protokollführer wahrgenommen werden kann. 


$. 103. 


Auf die Güterkonſolidationen im Regierungsbezirke Wiesbaden findet dieſes 
Geſetz keine Anwendung. 


$. 104. 


Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1880 in Kraft. 

Daſſelbe findet auch auf die fernere Behandlung der vor dieſem Zeitpunkte 
anhängig gewordenen Auseinanderſetzungen und Rechtsſtreitigkeiten Anwendung, 
inſoweit nicht in den $$. 105 bis 111 etwas Anderes beſtimmt iſt. 


$. 105. 


Der Umfang einer vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes ausgeſtellten 
Prozeßvollmacht iſt nach den bisherigen Vorſchriften zu beurtheilen. 


$. 106. 


Zuſtellungen durch die Poſt ſind, ſofern das Schriftſtück vor dem Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes zur Poſt gegeben iſt, auch Haag wenn ſie nach Maßgabe 
der bisherigen Vorſchriften bewirkt werden. Daſſelbe gilt für öffentliche Zu— 
ſtellungen, ſofern fie vor dem erwähnten Zeitpunkte theilweiſe, und für Zu— 
ſtellungen durch Umlauf (Kurrende), ſofern ſie vor dem erwähnten Zeitpunkte 
an einen Theil der im Umlauf (Kurrende) genannten Perſonen ausgeführt ſind. 
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$. 107. 


Die Zuläffigkeit der vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes erfolgten Eides⸗ 
Fade arg, ſowie der Zurückſchiebung eines vor dieſem Zeitpunkte zugeſchobenen 

ides iſt nach den bisherigen Vorſchriften zu beurtheilen. 

Die §§. 420, 421 der Deutſchen gers le een finden, wenn die 
Inſtruktion vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes geſchloſſen iſt, für die laufende 
Inſtanz nicht Anwendung. In dieſem Falle ſind die Folgen der unterbliebenen 
Erklärung auf eine Eideszuſchiebung und auf eine Zurückſchiebung des Eides 
nach den bisherigen Vorſchriften zu beſtimmen. 


F. 108. 


Auf ein vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 1 1455 gewordenes 
Appellationsverfahren finden die Vorſchriften der $$. 11 bis 14 b des 14. Titels 
J. Theils der Allgemeinen Gerichtsordnung noch Anwendung. 

Die Anwendung des $. 59 Abſatz 1 dieſes Geſetzes und der $$. 482, 483 
der Deutſchen Civilprozeßordnung bleibt ausgeſchloſſen. 

Die Erledigung der vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes eingelegten Rechts- 
mittel der Reviſton; der Nichtigkeitsbeſchwerde und des Rekurſes erfolgt nach 
den bisherigen Vorſchriften; 17 finden der 9 6 dieſes Geſetzes und die Vor— 
ſchriften die Geſetzes über die Zuſtellungen Anwendung. 


$. 109. 


Die zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes laufenden Friſten zur Ein⸗ 
legung der Rechtsmittel der Appellation, Reviſion und Nichtigkeitsbeſchwerde, ſo⸗ 
wie zur Einlegung des Rekurſes gegen Erkenntniſſe und Interimiſtika und der 
Reſtitution gegen Kontumazialentſcheidungen werden mit dem erwähnten Zeit- 
punkte unterbrochen. f a 

Von demſelben Zeitpunkte beginnen die Nothfriſten nach Maßgabe dieſes 
Geſetzes zu laufen. 

In dieſer Beziehung gilt eine vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes er- 
gangene Kontumazialentſcheidung als Verſäumnißurtheil, ein vor demſelben 
Jeilpuntte ergangenes Appellationsurtheil als in der Berufungsinſtanz erlaſſen. 


$. 110. 


Auf die Beſtimmung der Inſtanz, in welcher die Nichtigkeits⸗ oder Reſtitutions⸗ 
klage gegen die nach den bisherigen Vorſchriften erlaſſenen Endurtheile zu er⸗ 
heben iſt, findet der §. 12 des Geſetzes vom 31. März 1879, betreffend die 
Uebergangsbeſtimmungen zur Deutſchen Civilprozeßordnung (Geſetz-Samml. S. 332), 
entſprechende Anwendung. 


$. 111. 


Auf die Erledigung einer vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes anbängig 
gewordenen Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Vermögen und auf das Ver⸗ 


8 
fahren einer ſolchen Zwangsvollſtreckung aus den im $. 13 des Geſetzes vom 
31. März 1879, betreffend die Uebergangsbeſtimmungen zur Deutſchen Civilprozeß⸗ 
ordnung, bezeichneten Schuldtiteln finden die Vorſchriften der Deutſchen Civil⸗ 
e die 5 16, 17 des Ausführungsgeſetzes zu derſelben, der $. 162 
des eutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und die Vorſchriften dieſes Geſetzes mit 
denjenigen Maßgaben entſprechende Anwendung, welche aus den Beſtimmungen 
der $$. 14 bis 21, 25 bis 32 des Geſetzes, betreffend die Uebergangsbeſtimmungen 
zur Deutſchen e e ſich ergeben. N 
Die Generalkommiſſion (Regierung) iſt befugt, ſoweit nach dieſen Be⸗ 
ſtimmungen des letzterwähnten Geſetzes Verfügungen und Entſcheidungen von 
ihr zu treffen find, welche nach der Deutſchen Civilprozeßordnung dem Voll⸗ 
ſtreckungsgerichte zuſtehen, behufs Erlaſſes dieſer Verfügungen und Entſcheidungen 
die Sache an dasjenige ordentliche Gericht abzugeben, welches hierzu nach dem 
Geſetz, betreffend die Uebergangsbeſtimmungen zur Deutſchen Civilprozeßordnung, 
zuſtändig wäre. Macht die Generalkommiſſion (Regierung) von dieſer Befugniß 
Gebrauch, ſo hat ſie gleichzeitig die Parteien hiervon in Kenntniß zu ſetzen. 
üben Ju unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 18. Februar 1880. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. v. Kameke. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. 
Maybach. Bitter. v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. 


Anlage zu $. 19. 
— —-—— ERBE 


1. Auszug aus der Allgemeinen Gerichtsordnung. 


Anhang $. 68. 


Perſonen, die nicht Schreiben und Geſchriebenes leſen können, müſſen einen 
e Mann wählen, welcher in ihrem Namen die Unterſchrift verrichtet. 
ieſe Vorſchrift hat der Richter ſolchen Perſonen, deren Stand oder Anſehen 
es zweifelhaft macht, ob ſie leſen oder ſchreiben können, gleich vor dem Anfange 
der e zu machen, und auf deren Befolgung zu dringen. 
Iſt dieſe Vorſchrift nicht befolgt, ſo iſt die Verhandlung für die Partei, 
welche nicht ſchreiben oder Geſchriebenes leſen kann, unverbindlich. 


Anhang F. 69. 

Der zur cen en zugezogene glaubhafte Mann muß in der Regel 
der 5 Verhandlung beiwohnen. Kann dieſes aber nicht bewirkt werden, ſo 
iſt die Gegenwart deſſelben bei der Vorleſung und Genehmigung des Protokolls 
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hinreichend. Auch muß die des Schreibens unerfahrene Partei, wenngleich in 
ihrem Namen die Unterſchrift von einem Anderen verrichtet worden, doch das 
Protokoll mit drei Kreuzen unterzeichnen. 


Anhang $. 70. 


Falls die Partei unterläßt, einen glaubhaften Mann zum Zweck der zu 
verrichtenden Unterſchrift mitzubringen, oder ihn auszuwählen ſich weigert, ſo 
muß ihr der Richter einen ſolchen von Amtswegen zuordnen. 

Juſtizkommiſſarien, vereidete Protokollführer oder Aktuarien, auch der Ehe⸗ 
mann, wenn er mit ſeiner Ehefrau vor Gericht erſcheint und ſein Intereſſe dem 
ihrigen nicht widerſpricht, können das Geſchäft vollziehen. 


Anhang F. 71. 


Wenn unter mehreren gemeinſchaftliche Sache machenden Perſonen auch 
nur eine ſchreiben und Geſchriebenes leſen kann, ſo iſt es hinreichend, wenn 
ſolche mittelſt ihrer Namensunterſchrift in Anſehung der Litiskonſorten, welchen 
dieſe Fähigkeit mangelt, die Richtigkeit der von en durch Kreuze bewirkten 
Unterzeichnung bezeugt. 

Haben die Parteien ein entgegengeſetztes Intereſſe, ſo ſind auch verſchiedene 
Beiſtände erforderlich; im umgekehrten Falle bedarf es nur der Zuziehung eines 


Beiſtandes. 
Anhang $. 72. 


Parteien, welche blos ihren Namen ſchreiben, ſonſt aber weder ſchreiben 
noch leſen können, werden den F. 68 des Anhangs gedachten Perſonen gleich⸗ 


eachtet. 
gen Anhang F. 73. 
Wegen der Tauben, Stummen, Taubſtummen und Blinden verbleibt es 


05 bei der Anweiſung Thl. II Tit. III $$. 4 bis 8, es bedarf jedoch auch bei 
ieſen Perſonen keiner Zuziehung eines Protokollführers. 


2. Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 20. Juni 1816, betreffend die 
Guͤltigkeit gerichtlicher Verhandlungen bei Perſonen, welche des 
Schreibens und Leſens unerfahren ſind. 


Ich erſehe aus Ihrem Berichte vom 22. Februar d. J., daß die Gerichte 
darüber zweifelhaft ſind: 
ob die Vorſchrift des Allgemeinen Landrechts im Anhange F. 5 und 
der Allgemeinen Gerichtsordnung im Anhange $. 68 und N 421, nad) 
welcher diejenigen Perſonen, welche nicht ſchreiben und Geſchriebenes 
leſen können, zu ihren gerichtlichen Verhandlungen einen glaubhaften 
Mann zur Stelle bringen müſſen, welcher in ihrem Namen die Unter⸗ 
ſchrift verrichtet, auch dann anzuwenden ſei, wenn die Verhandlung 


— 


mit Zuziehung eines Aktuars, vereideten Protokollführers oder zweier 
Schöppen aufgenommen wird, 
und entſcheide dieſen Zweifel, nach Ihrem Antrage, dahin: 
daß es der Zuziehung eines glaubhaften Mannes zu gerichtlichen Ver⸗ 
handlungen mit ſolchen Sehnen, welche des Schreibens und Leſens 
unerfahren ſind, nicht bedarf, ſobald die Verhandlung von dem Richter 
unter Zuziehung eines Aktuars, vereideten Protokollführers oder zweier 
Gerichtsſchöppen aufgenommen wird. 
Ich trage Ihnen auf, für die vorſchriftsmäßige Publikation dieſer Meiner 
Order zu ſorgen. 


Berlin, den 20. Juni 1816. 
Friedrich Wilhelm. 
An den Staats- und Juſtizminiſter von Kircheiſen. 


3. Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 8. Oktober 1837, betreffend die 
Beſtimmung, daß bei gerichtlichen Verhandlungen mit Perſonen, 
welche des Leſens und Schreibens unkundig ſind, ein gerichtlich 

vereideter Dolmetſcher die Stelle des Anterſchriftszeugen vertreten 
koͤnne. 


Das Bedenken, welches nach Ihrem Berichte vom 16. v. M. bei einigen 
Behörden, namentlich bei den Generalkommiſſionen, darüber angeregt iſt, ob der 
de einer gerichtlichen Verhandlung zugezogene Dolmetſcher Nec die Stelle 

es Zeugen für ſolche Perſonen, welche nicht ſchreiben und Geſchriebenes nicht 
leſen können, vertreten dürfe, erledigt ſich durch Meinen, von Ihnen mit Recht 
in Bezug genommenen Se publizirten Erlaß vom 20. Juni 1816, nach 
welchem es eines ſolchen beſonderen Zeugen nicht bedarf, wenn die gerichtliche 
Verhandlung unter Zuziehung eines vereideten Protokollführers aufgenommen 
worden iſt, indem der Dolmetſcher nach den a ne der Allgemeinen 
Gerichtsordnung $$. 214, 215 Tit. X Thl. 1 und F. 37 Tit. II Thl. II zu 
den vereideten Protokollführern gehört. Sie haben hiernach diejenigen Behörden, 
welche dieſerhalb ein Bedenken erhoben haben, zu belehren, und gegenwärtige 
Order durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 


Berlin, den 8. Oktober 1837. 
Friedrich Wilhelm. 
An die Staatsminiſter Frhr. v. Brenn und Mühler. 


Gef. Samml. 1880. (Nr. 8694—8695.) 15 


nnn 


SFE AAA 


3 


(Nr. 8695.) Verordnung, betreffend die Abänderung und Berichtigung der Verordnung, be⸗ 
treffend die Bildung der Amtsgerichtsbezirke, vom 5. Juli 1879 (Geſetz⸗Samml. 
S. 393). Vom 26. Februar 1880. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen auf Grund des A des i ee 82 Deutſchen Gerichts— 
verfaſſungsgeſetze vom 24. April 1878 (Geſetz-Samml. 230), was folgt: 


ST 


Unter Abänderung der Verordnung betreffend die Bildung der Amts⸗ 
gerichtsbezirke, vom 5. Juli 1879 (Geſetz-Samml. S. 393), werden zugelegt: 


1) die Gutsbezirke 5 und Landecker Mühle, ſowie die Ort⸗ 
ſchaften Breitenfelder Mühle und Breitenfelder Remmen aus dem 
. Landeck im Kreiſe Schlochau dem Amtsgerichte zu Hammer⸗ 

ein; 

2) der Gutsbezirk Komorniki aus dem Polizeidiſtrikte Koſtrzyn im Kreiſe 
Schroda dem Amtsgerichte zu Schroda; 


3) der Gemeindebezirk Ridders aus dem Kreiſe Steinburg dem Amtsgerichte 
zu Itzehoe; 

4) die Gemeindebezirke Kronsmoor, Moordieck und Moordorf aus dem 
Kreiſe Steinburg dem Amtsgerichte zu Kellinghuſen; 


5) der Gemeindebezirk Grothuſenkoog aus dem Kreiſe Eiderſtedt dem 
Amtsgerichte zu Garding; 8 


6) die Gemeindebezirke Bosbüll und Klixbüll, ſowie die Gutsbezirke Karr⸗ 
harde und Klixbüllhof aus dem Kreiſe Tondern dem Amtsgerichte zu Leck; 

7) der Gemeindebezirk Norderfriedrichskoog aus dem Kreiſe Eiderſtedt dem 
Amtsgerichte zu Tönning 

8) die Forſtgutsbezirke Maſchbruch und Süſing aus dem Amte Medingen 
im eee Uelzen dem Amtsgerichte zu Uelzen; 

9) dem Amtsgerichte zu Laasphe aus dem Kreiſe eee die übrigen 
Domanialbeſitzungen des Fürſtlichen Hauſes Sayn⸗Wittgenſtein⸗ ohen⸗ 
35 ſoweit die Kataſtergemeinden, in denen ſie liegen, zum Bezirke 

es Amtsgerichts zu Laasphe gehören. 


$. 2. 
In der im H. 1 bezeichneten Verordnung iſt zu ſetzen: 


1) bei der Beſtimmung des Bezirks des te zu Rodenberg ftatt 
Gemeindebezirk Nenndorf: Gutsbezirk Bad Nenndorf; 
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3) 10 der Beſtimmung 
Lentzingſen: Lüttringen. 


Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
ichen Inf unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 


iegel. 
Gegeben Berlin, den 26. 


bee hh des Amtsgerichts 10 Balve 7 im 
alve 


des Bezirks des Amtsgerichts zu Werl ſtatt 


Februar 1880. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Stolberg. v. Kameke. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. 


Maybach. Bitter. v. 


Puttkamer. Lucius. Friedberg. 
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(Nr. 8696.) Allerhöchſter Erlaß vom 25. Februar 1880, betreffend Einſetzung Königlicher 
Behörden für die Verwaltung der durch das Geſetz vom 14. Februar d. J. 
(Geſetz⸗Samml. S. 20) auf den Staat übergehenden Rheiniſchen und Berlin- 
Potsdam ⸗Magdeburger Eiſenbahn. 


Auf Ihren Bericht vom 21. Februar d. J. beſtimme Ich, daß in Ausführung 
des Geſetzes vom 14. Februar 1880, den Erwerb des Rheiniſchen und des Berlin⸗ 
Potsdam⸗Magdeburger N A reis für den Staat betreffend, (Geſetz— 
Samml. S. 20) am 1. April d. J.: f 


1) für die Verwaltung des Rheiniſchen Eiſenbahnunternehmens eine, un 
mittelbar von Ihnen reſſortirende Behörde in Cöln unter der Firma: 
„Königliche Direktion der Rheiniſchen Eiſenbahn“ eingeſetzt, 


2) das Berlin-Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahnunternehmen mit dem 
Magdeburg⸗Halberſtädter und dem e Eiſenbahn⸗ 
unternehmen zu einer gemeinſamen Verwaltung unter der Eiſenbahn— 
direktion in Magdeburg vereinigt, und 


3) im Bezirk der Eiſenbahndirektion in Magdeburg, und von derſelben m 
ee „ein Königliches Eiſenbahnbetriebsamt in Berlin errichtet 
wird. 

Die hiernach zu errichtenden Behörden ſollen in Angelegenheiten der ihnen 
übertragenen Geſchäfte alle Befugniſſe und Pflichten einer öffentlichen Behörde haben. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 25. Februar 1880. e 


Wilhelm. 


Maybach. 
An den Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


